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Internationale Jugendbegegnung in Buchenwald  

April 2008 
�
Am Sonntag, den 13. April 2008 werden sich mehr als 1000 Jugendliche aus ganz Europa am Monu-
ment von Buchenwald versammeln. Sie sagen gemeinsam "Nein" zu Faschismus und Rassismus, die 
unserem Europa gegenwärtig drohen.  
 
Das ist der Kern eines großartigen Projekts, das seit fast einem Jahr vorbereitet, jetzt in die praktische 
Verwirklichung geht. Träger sind das belgische „Institut des Vétérans“ und die Internationale Föderation 
der Widerstandskämpfer (FIR) – Bund der Antifaschisten. Unterstützt wird es durch das Internationale 
Komitee Buchenwald-Dora und Kommandos, die nationalen Lagergemeinschaften sowie die Vereini-
gung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten (VVN-BdA).  
 
Mit diesem Treffen wollen wir ein deutliches Signal setzen gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, ex-
tremen Nationalismus und für die Verteidigung von Demokratie und Freiheit. Die europäische Jugend 
übernimmt hiermit Verantwortung für die Bewahrung des Vermächtnisses der ehemaligen Häftlinge von 
Buchenwald. 
 
Belgier, Bulgaren, Dänen, Franzosen, Griechen, Italiener, Kroaten, Niederländer, Russen, Spanier, 
Tschechen, Ungarn und Jugendliche aus vielen andern europäischen Ländern werden teilnehmen. In 
Begegnungen mit deutschen Antifaschisten, im Gespräch mit ehemaligen Widerstandskämpfern und 
Überlebenden der Lager, im gemeinsamen Handeln mit Jugendlichen aus unserm Land wird Antifa-
schismus als internationales Netzwerk für Freiheit, Demokratie für soziale und politische Menschen-
rechte lebendig.  
Wir laden Jugendliche, antifaschistische Jugendgruppen und Initiativen herzlich ein, an diesem Interna-
tionalen Jugendtreffen teilzunehmen. 
 

Gemeinsam mit der Jugend Europas heißen unsere Losungen: 
 

Nie wieder Faschismus! Nie wieder Krieg! 
Die Vernichtung des Nazismus mit seinen Wurzeln ist  unsere Losung, der Aufbau einer neuen 

Welt des Friedens und der Freiheit ist unser Ziel. 
 

        �
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Erklärung der FIR zum 65. Jahrestag des Sieges von Stalingrad 
 
Am 2. Februar 2008 jährt sich zum 65. Mal 
der Sieg der Roten Armee bei Stalingrad. 
An diesem Tag kapitulierte die deutsche 6. 
Armee unter Generalfeldmarschall Paulus 
vor den Verbänden der 62. und 64. Roten 
Armee unter General Schukow. Die vernich-
tende Bilanz für die deutsche Wehrmacht: 
Über 100.000 Soldaten gingen in Kriegsge-
fangenschaft, 165.000 ließen in Stalingrad 
für die faschistischen Kriegsziele ihr Leben.  
 
Die Internationale Föderation der Wider-
standskämpfer (FIR) – Bund der Antifaschis-
ten nimmt dieses Datum zum Anlass, um an 
die großen Leistungen der sowjetischen 
Soldaten und des gesamten militärischen 
Teils der Anti-Hitler-Koalition zu erinnern. 
Der vom deutschen Faschismus angezettel-
te Krieg zielte von Anfang an auf Mord, Tot-
schlag, Ausbeutung, Unterdrückung und 
Vernichtung. Coventry, Rotterdam, War-
schau und Belgrad sind die Symbole des 
Luftterrors, den die Wehrmacht über die 
Städte Europas trug. Auschwitz, Buchen-
wald, Majdanek, Sobibor haben sich in die 
Erinnerung der Menschheit eingegraben als 
Orte, an denen die Vernichtungspolitik des 
deutschen Faschismus stattfand. Babi Jar, 
Oradour, Lidice sind Stätten des nationalso-
zialistischen Terrors, die keiner Erklärung 
bedürfen.  
Stalingrad steht dagegen für die Hoffnung 
auf Befreiung und den Widerstand gegen 
den mörderischen deutschen Faschismus.  
 
Diese Hoffnung wurde mit zahllosen Men-
schenleben bezahlt. Die sowjetische Seite 
verzeichnete in dieser Schlacht annähernd 
eine Millionen Opfer unter der Zivilbevölke-
rung und den Kämpfern der Roten Armee. 
Wir erinnern der Toten und gedenken all 
derjenigen, die sich mit ihrem Leben und ih-
rer Gesundheit für die Befreiung ihres Lan-
des von der faschistischen Okkupation und 
die Zerschlagung der faschistischen Bestie 
eingesetzt haben.  
 
Diese Schlacht von Stalingrad war nicht nur 
von militärischer Bedeutung. Sie stellte ei-

nen historischen Wendepunkt in der Aus-
einandersetzung der Anti-Hitler-Koalition mit 
dem expansionistischen Anspruch des 
deutschen Faschismus dar:  
 

·  Militärstrategisch war diese Niederla-
ge der deutschen Truppen ein Wen-
depunkt, wurde doch hiermit zum ers-
ten Mal der Vormarsch gestoppt und 
der „unbesiegbaren“ Wehrmacht eine 
vernichtende Niederlage beigebracht. 

·  Für die Entwicklung der Anti-Hitler-
Koalition wurde in dieser Schlacht un-
ter Beweis gestellt, dass die gemein-
samen Anstrengungen aller Alliierten 
die mörderische Bestie des Faschis-
mus und seines militärischen Appara-
tes besiegen konnte. Die Ereignisse 
hatten für Großbritannien und die 
USA starke Signalwirkung. Von nun 
an trugen sie mit ganzer Kraft zur 
Niederlage des deutschen Faschis-
mus bei. Stalingrad kann daher mit 
Fug und Recht als Anfang vom Ende 
des Raub- und Mordfeldzuges der 
Wehrmacht durch Europa betrachtet 
werden.  

·  Für die Widerstandsbewegung in al-
len okkupierten Ländern und in 
Deutschland war die Schlacht von 
Stalingrad das Symbol für die kom-
mende Niederlage des Faschismus. 
Die Frauen und Männer im Wider-
stand zogen daraus Kraft, Motivation 
und Optimismus für die Fortführung 
ihres antifaschistischen Kampfes.  

 
In diesem Sinne ist und bleibt der Sieg von 
Stalingrad ein Gedenktag der Internationa-
len Föderation der Widerstandskämpfer 
(FIR) – Bund der Antifaschisten. Wir verbin-
den unseren Dank an die Kämpfer mit dem 
Versprechen, diese Erinnerung an die heu-
tigen Generationen weiterzugeben.  
 
 
Exekutivausschuss der FIR 
Brüssel Januar 2008 
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Bericht aus dem Exekutivausschuss  
 
Anfang Januar 2008 kam der neu gewählte E-
xekutivausschuss der FIR in Brüssel zu seiner 
ersten regulären Beratung zusammen. Leider 
konnten die russischen Vertreter nicht teilneh-
men. Sie waren aber über die Tagesordnung 
und die zu entscheidenden Fragen im Vorhinein 
informiert.  
Drei Punkte standen im Mittelpunkt:  

·  die Auswertung des 14. regulären Kon-
gresses der FIR in Athen, 

·  die Vorbereitung des internationalen Ju-
gendtreffens in Buchenwald und 

·  die Arbeitsplanung für das Jahr 2008.  
 
Der Exekutivausschuss dankte zuerst einmal 
den griechischen Freunden und Kameraden für 
ihre große Unterstützung, die sie in der Vorbe-
reitung und Umsetzung der Konferenz geleistet 
haben. Damit konnte in einem angemessenen 
Rahmen und unter zufriedenstellenden Bedin-
gungen die Konferenz abgehalten werden.  
Abgesehen von den Problemen mit den Visa - 
Anträgen aus Albanien und FYROM war die 
Teilnahme der Mitgliedsverbände zufrieden 
stellen. Leider fehlten dieses Mal französische 
Verbände und der österreichische KZ-Verband.  
Erfreulich war auch die Anwesenheit von Gäs-
ten zu Beginn der Konferenz, auch wenn eine 
stärkere Beteiligung an dem Festakt zum 20. 
Jubiläum „Botschafter des Friedens“ wün-
schenswert gewesen wäre.  
Die Konferenz selber war geprägt durch eine 
lebhafte und zumeist sehr zielgerichtete Debat-
te, in der viel über die konkrete Arbeit der Mit-
gliedsverbände zu erfahren war. Es war er-
kennbar, dass besonders die griechischen Ka-
meraden es als große Ehre betrachteten, auf 
dem Kongress über ihre Erfahrungen sprechen 
zu können.  
Positiv hervorgehoben wurden auch die Gruß-
ansprachen und Grußbotschaften von unter-
schiedlichen Fraktionen des europäischen Par-
laments, des griechischen Parlaments und in-
ternational tätiger Organisationen und Dachver-
bände. Dies unterstreicht die hohe Wertschät-
zung, die der FIR auch international entgegen-
gebracht wird.  
In der Debatte wurden Anregungen zur Verbes-
serung gegeben. Sie stellten jedoch nicht das 
insgesamt positive Bild der Konferenz in Frage. 
Zum Abschluss wurde beschlossen, die ungari-
schen Kameraden zu bitten, den 15. ordentli-
chen Kongress 2010 im Raum Budapest zu or-
ganisieren. 

Gemeinsam mit verantwortlichen Vertretern des 
„Institut des Vétérans“ wurde das internationale 
Jugendtreffen in Buchenwald besprochen. Zum 
Zeitpunkt der Sitzung lagen bereits über 300 
Anmeldungen bei der FIR vor. Gemeinsam mit 
dem belgischen Kontingent wurde damit die er-
freuliche Resonanz bestätigt. Leider fehlten 
konkrete Informationen über russische Delega-
tion. Von allen Seiten wurde noch einmal unter-
strichen, dass es sich hier um eine gemeinsa-
me Initiative von „Institut des Vétérans“ und FIR 
handelt, die mit dem Internationalen Komitee 
Buchenwald - Dora und Kommandos abge-
stimmt ist.  
Von deutscher Seite wird – organisiert von thü-
ringischen Jugendverbänden – der Samstag zu 
einem Jugendaktionstag gestaltet. Beginnend 
mit einem Gedenkgang von Weimar auf den Et-
tersberg, folgen jugendgemäße Aktivitäten zum 
Gedenken der Kämpfer und Opfer, politische 
Diskussionen über die Entwicklung der extre-
men Rechten in Europa und in Thüringen und 
Begegnungen von deutschen und ausländi-
schen Gästen in Weimar.  
Anfang Februar wird erneut eine Arbeitsgruppe 
nach Weimar zur Gedenkstätte und zur Stadt 
fahren, um den Stand der Vorbereitung und or-
ganisatorische Details zu klären.    
In der politischen Arbeitsplanung für das Jahr 
2008 nahm natürlich das Jugendtreffen in Bu-
chenwald einen wichtigen Platz ein. Gleichzeitig 
wurden weitere politische Schwerpunkte disku-
tiert und in Handlungsvorschläge umgesetzt. 
Dazu gehört die Durchführung der im Statut 
vorgesehenen Jahreskonferenz im Herbst 
2008.  
Der Exekutivausschuss legte als Thema fest: 
„60 Jahre Allgemeine Deklaration der Men-
schenrechte der Vereinten Nationen und an-
tifaschistische Politik heute“ .  
Der Generalsekretär wurde beauftragt, die or-
ganisatorischen Rahmenbedingungen zur 
Durchführung einer solchen Konferenz im 
Herbst 2008 in Deutschland (Berlin) zu klären.  
Zum Abschluss der Beratung wurden noch zwei 
Aufnahmeanträge  formell bestätigt: Aus Bel-
gien hatte die „Armée secret – comité d'action“, 
die Dachorganisation belgischer Widerstands-
verbände die Mitgliedschaft beantragt. Aus 
Deutschland lag der Antrag des „Jenischen 
Bundes in Deutschland und Europa“ vor. Beide 
Anträge wurden akzeptiert.  
Über diese Verbände wird in den nächsten 
Ausgaben des Bulletins mehr zu erfahren sein.  
 
Ulrich Schneider, Generalsekretär 
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Nachrichten für Antifaschisten 
 

Zeichen des Sieges 
 

 
 
Der russische Kriegsveteran Michail Minin ist 
tot. Forschungen zufolge hatte er als erster 
Sowjetsoldat die rote Fahne auf dem Reichstag 
über dem zerstörten Berlin gehisst. Minin starb 
am Donnerstag 85-jährig in der Stadt Pskow 
nordwestlich von Moskau, berichtete die russi-
sche Zeitung „Komsomolskaja Prawda“ gestern. 
Die symbolträchtige Geste des Sieges über Hit-
lerdeutschland 1945 wurde als weltberühmtes 
Schwarz-Weiß-Foto festgehalten. Die Szene 
war jedoch mit anderen Rotarmisten ohne Minin 
nachgestellt worden. Nach jahrzehntelangem 
Streit gilt jetzt in der Geschichtsschreibung als 
gesichert, dass Minin als Erster die rote Fahne 
als Triumphzeichen in Berlin wehen ließ. 
 
 
Aufruf für ein „Zentrum gegen Krieg“ in 

Berlin  
 
Gegen das von Revanchistenverbänden nicht 
allein in Deutschland geforderte „Zentrum ge-
gen Vertreibung“ wendet sich der „Willy Brandt 
Kreis“, eine Initiative, die der SPD nahe steht, 
mit folgender Erklärung:  
 
„Vertreibung ist eine von vielen entsetzlichen 
Kriegsfolgen. Genauso gut könnte man ein 
Zentrum gegen Gebietsannexionen befürwor-
ten, eins gegen die Geringschätzung des Le-
bens von Soldaten, gegen Massaker an Zivilis-
ten, gegen Bombenopfer und Ruinen, eins ge-
gen Zwangsarbeit und Gefangenenlager, gegen 
Hunger und Typhus, ein Zentrum gegen Ver-
gewaltigung, gegen Verrohung der Sitten, ge-
gen „ethnische Säuberungen“, gegen Vergel-
tung und Strafe der Sieger.“  
 

Dagegen setzen die Unterzeichner des Aufrufs 
folgenden Vorschlag:  
„Wer Vertreibungen verhindern will, muss Krie-
ge verhindern.  
Wir brauchen kein Zentrum gegen Vertreibung. 
Wir brauchen ein Zentrum gegen Krieg. Das 
den Jüngeren veranschaulicht, weshalb Krieg 
geächtet und künftig zu meiden ist. Jede Art 
von oben erwähnten Kriegsleiden könnte hier 
einen Raum bekommen, nicht nur die, die heute 
noch entschädigungsrelevant sind. In diesem 
Kontext könnte auch das im Koalitionsvertrag 
vereinbarte sichtbare Zeichen gegen Vertrei-
bung seinen Platz finden. Am Eingang wäre ei-
ne Warnung von Bertolt Brecht von 1952 denk-
bar: „Das Gedächtnis der Menschheit für erdul-
dete Leiden ist erstaunlich kurz. Ihre Vorstel-
lungskraft für kommende Leiden, ist fast noch 
geringer.“ 
 
 
Reichstagsbrand-Prozess: Urteil aufge-

hoben 
 
Die deutsche Bundesanwaltschaft in Karlsruhe 
hat das Urteil im »Reichstagsbrandprozess« 
vom 23. Dezember 1933 aufgehoben. Wie die 
Behörde am Donnerstag bekannt gab, wurde 
das Todesurteil gegen Marinus van der Lubbe 
am 6. Dezember 2007 aufgehoben. Dem Nie-
derländer war zur Last gelegt worden, am 27. 
Februar 1933 den Reichstag und andere öffent-
liche Gebäude in Berlin in Brand gesetzt zu ha-
ben. Das Reichsgericht hatte ihn wegen Hoch-
verrats und Brandstiftung zum Tode verurteilt. 
Van der Lubbe wurde am 10. Januar 1934 hin-
gerichtet.  
 
Die Entscheidung beruht auf dem Gesetz zur 
Aufhebung nationalsozialistischer Unrechtsur-
teile in der Strafrechtspflege vom 25. August 
1998. Unberührt bleibt das Urteil hinsichtlich der 
vier Mitangeklagten – des Fraktionsvorsitzen-
den der KPD im Reichstag, Ernst Torgler, und 
der bulgarischen Komintern - Funktionäre Ge-
orgi Dimitroff, Wasil Taneff und Blagoj Popoff. 
Die vier waren »aus Mangel an Beweisen« frei-
gesprochen worden.  
 
Damit konnten sich die deutschen Richter auch 
75 Jahre nach der Errichtung der faschistischen 
Herrschaft nur zu einer halbherzigen politischen 
Distanzierung gegenüber der faschistischen 
Terrorjustiz durchringen. 
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Dokumentation 
XIV ordentlicher FIR – Kongress 

19./ 20. Oktober 2007,  
Athen, Pantios Universität 

 
Am 19. und 20.Oktober 2007 fand in Athen der 
14. reguläre Kongress der FIR statt. Knapp 40 
Delegierte aus 15 Nationen waren angemeldet. 
Leider wurde den Veteranen aus Albanien und 
der ehemaligen jugoslawischen Republik Ma-
zedonien die Einreise nach Griechenland ver-
weigert.  
 
Auf diesem Kongress wurde Bilanz der Rekon-
struktion der FIR gezogen und über die zukünf-
tigen Aufgaben beraten. Das Wichtigste in der 
Bilanz war, dass es in den vergangenen drei 
Jahren mit der Öffnung der Organisation für 
nachgeborene Generationen gelungen ist, die 
FIR als lebendige und aktive Organisation im 
Kampf gegen Neofaschismus, Rassismus, Anti-
semitismus und Fremdenfeindlichkeit – für Frie-
den, Demokratie und soziale Rechte zu profilie-
ren. Trotz geringer finanzieller und personeller 
Kapazitäten konnte eine lebendige Organisation 
erhalten und weiterentwickelt werden. Aktuell 
gehören der FIR über 50 Organisationen und 
Verbände aus 24 europäischen Ländern und 
Israel an. Damit ist die FIR die größte internati-
onale Organisation ehemaliger Kämpfer gegen 
den Faschismus, Deportierter und Verfolgter 
des Naziregimes und Antifaschisten heutiger 
Generationen. 
 
Zur politischen Bilanz gehörte auch, dass es in 
den vergangenen Jahren gelang, die Stimme 
der FIR im politischen Konzert hörbar zu ma-
chen. Die Stellungnahmen zu politischen Ge-
genwartsfragen, besonders zum Thema „Die 
Gefahr der extremen Rechten in Europa“ und 
zur Friedensproblematik wurden gehört und 

verbreitet. Die Akzeptanz der Organisation zeig-
te sich in der großen Zahl von Einladungen zu 
Gedenkveranstaltungen, Konferenzen von nati-
onalen Mitgliedsverbänden oder zu internatio-
nalen Tagungen zu diesen politischen Themen.  
 
Anlässlich des Kongresses beging die FIR auch 
das 20-jährige Jubiläum der Ernennung als 
„Botschafter des Friedens“ der Vereinten Natio-
nen. In den Festansprachen wurde die bedeu-
tende Rolle der ehemaligen Widerstandskämp-
fer, Partisanen, Deportierten und Verfolgtenor-
ganisationen im Friedenskampf betont. Die Ver-
treter des Weltfriedensrates und des Weltbun-
des Demokratischer Jugend unterstrichen in ih-
ren politischen Grußworten, welche Bedrohung 
des Friedens heute von den imperialistischen 
Hauptmächten ausgehe. Der Vertreter der Ver-
einten Nationen begnügte sich dagegen mit ei-
ner recht dürftigen Grußformel.  
 
Der Kongress wählte einmütig die leitenden 
Gremien der Organisation.  
 
Zur politischen Beschlussfassung lagen insge-
samt fünf Erklärungen vor, die nach lebendiger 
Debatte angenommen wurden.  
 
Diskutiert wurden auch die nächsten politischen 
Aktivitäten. Ein erster politischer Höhepunkt der 
weiteren Arbeit steht bereits fest: Das internati-
onale Jugendtreffen auf dem Ettersberg im April 
2008 anlässlich des Jahrestages der Selbstbe-
freiung des KZ Buchenwalds.  
 
Ulrich Schneider, Generalsekretär 

Wahlen 
 
Gewählte Mitglieder der Leitung: 
Präsident  
Michel Vanderborght, Belgien 
Vizepräsidenten 
Anatoli Bogdanow, Russland 
Vilmos Hanti, Ungarn 
Mitglieder des Exekutivausschusses :  
Nikolai Chikachev, Russland 
Christos Tsintzilonis, Griechenland 
Generalsekretär   
Dr. Ulrich Schneider, Deutschland 
Kassierer   
Heinz Siefritz, Deutschland 

Als Mitglieder des Ehrenpräsidiums  
wurden einmütig benannt:  
 
(in alphabetischer Folge) 
Marcos Ana (Spanien) 
Jean Fournier (Frankreich) 
Ilja Kremer (Russland) 
Lore Krüger (Deutschland) 
Georgi Moraitis (Griechenland)  
Janos Nagy (Ungarn) 
Adnan Qatipi (Albanien)  
Baruch Shub (Israel)  
Oskar Wiesflecker (Österreich) 
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Ansprache zur Begrüßung der Delegierten  
Michel Vanderborght, Präsident  

 
Auf Einladung unseres Gastgebers, die bekann-
te Organisation der Widerstandskämpfer POAO 
findet der 14. ordentliche Kongress der Interna-
tionalen Föderation der Widerstandskämpfer 
(FIR) – Bund der Antifaschisten hier in Athen 
auf dem Campus der Pantios Universität statt. 
Dafür sind wir dankbar und möchten unseren 
großen Dank ausdrücken. Unser Dank richtet 
sich auch an die Repräsentanten der Mitglieds-
organisationen und Verbände aus mehr als 20 
Ländern aus Ost und West und Mitteleuropa 
sowie Israel.  
Wir erwähnen besonders die internationalen 
Vereinigungen und Bewegungen, die uns durch 
Ihre Anwesenheit ehren, unter Ihnen der Welt-
bund Demokratischer Jugend, der Weltfriedens-
rat und Abgeordnete der Fraktionen des Euro-
päischen Parlaments sowie Vertreter der ge-
sellschaftlichen Bewegungen.  
Im vergangenen Jahr begingen wir in Brüssel 
den 55. Jahrestag der Gründung der FIR. In 
diesem Jahr feiern wir hier in Athen den 20. 
Jahrestag der Ernennung unserer Organisation 
durch die Vereinten Nationen mit dem Ehrentitel 
„Botschafter des Friedens“.  
 
Von dieser Stelle möchten wir unseren Dank an 
den Generalsekretär der Vereinten Nationen 
erneuern, dass er diesen Titel an die FIR gab 
und damit den Widerstandskämpfern Tribut und 
Anerkennung zollte für ihren Mut und ihre Hal-
tung im Eintreten für Demokratie, Freiheit und 
Frieden während des Zweiten Weltkrieges. Mit 
der Verpflichtung, diese erkämpften Freiheiten 
zu bewahren, haben wir mit dem Motto unseres 
14. ordentlichen Kongresses als zentrale Auf-
gabe der dringenden Mobilisierung aller demo-
kratischen Kräfte formuliert:  
Gemeinsam für die Bewahrung des Friedens 

und gegen Neofaschismus. 
 
Liebe Kameraden, die an diesem Kongress teil-
nehmen,  

heute, 62 Jahre nach dem militärischen Sieg 
über den Faschismus in Deutschland und Eu-
ropa, sind wir erneut mit extrem rechten neofa-
schistischen Gruppen konfrontiert.  
An dem Punkt der Tagesordnung unseres Kon-
gresses, auf dem die Beschlüsse des 14. or-
dentlichen Kongresses gefasst werden sollen 
und ein allgemeiner Appell von Antifaschisten 
der älteren und jüngeren Generationen zu Frie-
den, Toleranz, zur Verteidigung der demokrati-
schen Rechte und zur Solidarität vorgetragen 
werden soll, werden wir unseren Willen deutlich 
zeigen, den Weg zu Neofaschismus und Ras-
sismus und für all jene, die solche Ideologie 
propagieren und unterstützen, zu verbauen.  
Wir werden uns dazu alle wiedersehen am 
Sonntag, den 13. April 2008 auf dem Appell-
platz im ehemaligen Konzentrationslager Bu-
chenwald. 
 
Gemeinsam mit den ehemaligen Verfolgten und 
der Jugendlichen aus Ost und West und Zent-
raleuropa werden wird den Schwur von Bu-
chenwald mit Leben erfüllen und Faschismus 
stoppen.  
Gemeinsam wollen und werden wir Erfolg ha-
ben. 
 
 

 

 
 

Auszüge aus dem politischen Referat der Konferenz 
Dr. Ulrich Schneider, Generalsekretär 

 
Das Wichtigste ist sicherlich, dass es uns in den 
vergangenen drei Jahren gelungen ist, die FIR 
als lebendige und aktive Organisation im Kampf 
gegen Neofaschismus, Rassismus, Antisemi-
tismus und Fremdenfeindlichkeit – für Frieden, 
Demokratie und soziale Rechte zu profilieren.  
 

Ich möchte dabei unterstreichen, dass wir in 
unserer Bilanz des 55. Gründungsjubiläums mit 
Stolz darauf verweisen konnten, dass es trotz 
geringer finanzieller und personeller Kapazitä-
ten gelungen ist, eine lebendige Organisation 
zu erhalten und weiterzuentwickeln. Aktuell ge-
hören der FIR über 50 Organisationen und Ver-
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bände aus 24 europäischen Ländern und Israel 
an. Damit sind wir die größte internationale Or-
ganisation ehemaliger Kämpfer gegen den Fa-
schismus, Deportierter und Verfolgter des Nazi-
regimes und Antifaschisten heutiger Generatio-
nen. Insgesamt können wir feststellen, dass in 
den vergangenen Jahren auch in den Mit-
gliedsorganisationen große Anstrengungen un-
ternommen wurden, um die personelle und or-
ganisatorische Zukunft zu sichern.  
 
Für die FIR war es ein entscheidender Schritt, 
dass wir unsere Statuten änderten und die FIR 
nicht allein für Familienangehörige, sondern 
insgesamt für Nachgeborene, die unser politi-
sches und historisches Anliegen fortsetzen wol-
len, öffneten. Damit haben wir unsere Organisa-
tion auf eine breitere gesellschaftliche Basis 
gestellt. Die Hauptarbeit wird bereits heute von 
Mitgliedern geleistet, die nicht mehr der Vetera-
nen – Generation angehören.  
 
Und unsere Arbeit bleibt notwendig. Wir haben 
besonders in der Phase der politischen Umbrü-
che in den mittel- und osteuropäischen Ländern 
erleben müssen, dass eine kraftvolle Verteidi-
gung der sozialen und politischen Interessen 
der ehemaligen Kämpfer für die Befreiung der 
Länder von der faschistischen Barbarei und die 
Bewahrung des Andenkens der Frauen und 
Männer aus Widerstand und Verfolgung ohne 

die Gewinnung neuer Mitstreiter der heutigen 
Generationen nicht möglich ist.  
Doch dass die Verteidigung der sozialen Rech-
te nicht nur in den ehemals sozialistischen Län-
dern notwendig ist, hat der Streit um die 
Zwangsarbeiterentschädigung in Deutschland 
oder die jüngsten Debatten in Israel gezeigt. 
Wir möchten unsere israelischen Kameraden 
beglückwünschen, dass es ihnen gelungen ist, 
eine positive Entscheidung für die Veteranen 
des antifaschistischen Kampfes zu erreichen.  
 
Damit wird noch einmal unterstrichen, dass un-
sere Organisationen nicht um ihrer selbst willen 
existieren. Wir beziehen Stellung zu den politi-
schen Fragen der Zeit. Wir haben in dem neuen 
Statut gemeinsam die zentralen politischen 
Fragen und Aufgaben benannt. Und zu mehre-
ren dieser Themenfelder haben wir in den ver-
gangenen drei Jahren Erklärungen abgegeben. 
Von großer Bedeutung und entsprechender in-
ternationalen Resonanz war unsere politische 
Erklärung zur wachsenden Gefahr extrem 
Rechter Kräfte in Europa. Unsere Situationsbe-
schreibung, die Forderungen und die Appelle zu 
Initiativen auf europäischer Ebene wurden ge-
hört.  
Damit unterstreichen wir einmal mehr die Le-
bendigkeit und Zukunftsfähigkeit der FIR und 
ihrer Mitgliedsverbände auch 55 Jahre nach der 
Gründung unserer Organisation. 

 
 

Finanzbericht 
für den Berichtszeitraum 2004 bis 2006 

 
Die Mitglieder des Exekutivausschusses haben 
beim 13. Kongress im November 2004 in Berlin 
unsere Aufgaben mit dem Vorsatz angenom-
men, gemäß den Diskussionen und den Be-
schlüssen des Kongresses gemeinsam mit 
Euch die FIR neu zu beleben und wieder zu ei-
nem antifaschistischen Verband der Wider-
standskämpfer zu machen, dessen Stimme 
auch gehört wird. 
Dazu muss man aufstehen, laut sprechen und 
Verbündete suchen. 
Aufgabe unseres Verbandes ist aber auch, 
Stimme derer zu sein, die in unseren Gesell-
schaften keine Stimme mehr haben! 
 
Die FIR verbindet 
- Menschen, die gegen das schlimmste und 
grausamste Regime gekämpft haben, ob als 
reguläre Streitkräfte der Anti-Hitler-Koalition, ob 
als Untergrundkämpfer oder auf andere Weise 
Widerstand geleistet haben; 
- Menschen, die Schreckliches erduldet und er-
litten haben, ob als Opfer brutaler Gewalt in 

Konzentrationslagern, Zuchthäusern, Strafkom-
panien oder als Zwangsarbeiter, ob als Opfer 
von Diffamierung, Diskriminierung und Aus-
grenzung in Lagern oder in Ghettos. 
Die FIR verbindet aber auch Menschen,  
die den Frieden unter den Völkern suchen,  
um soziale Gerechtigkeit in den Gesellschaften 
streiten,  
die gerechte Teilhabe aller an den Reichtümern 
dieser Welt fordern. 
Als „Bund der Antifaschisten“ haben wir uns 
auch den Fragen zu stellen, welche die jünge-
ren und jungen Menschen heute bewegen. 
Aus den vielfältigen Erfahrungen entstand die 
Aufgabe aller Antifaschistinnen und Antifaschis-
ten: 

Erinnern, Gedenken und Mahnen. 
 
Auch der Kassierer der FIR kann sich den all-
gemeinen und besonderen Aufgaben nicht ent-
ziehen. Er kann deshalb nicht nur Erbsen oder 
Peanuts zählen, sondern hat sich in den Dienst 
des Ganzen stellen. 
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Dennoch kann der Exekutivausschuss nicht ei-
ne einzige Aufgabe erledigen, wenn wir kein 
Geld haben und kein Geld bekommen. Ich 
weiß, dass ich keine neuen Weisheiten verkün-
de, aber was wahr gewesen ist, bleibt wahr. 
Als erstes möchte ich mich bei den Mitgliedsor-
ganisationen herzlich bedanken, die Ihrer Bei-
tragsverpflichtung regelmäßig nachgekommen 
sind. Einige Verbände haben uns sporadisch 
Beiträge zukommen lassen, viele aber über-
haupt nicht.  
 

Zu den Zahlen im Einzelnen: 
Einnahmen: 
Wir haben 2004 vom alten Exekutivausschuss 
in Wien einen Bestand  von 4.637,50 EUR ü-
bernommen. An diese Stelle gehört ein ehrli-
cher und respektvoller Dank an meinen Vor-
gänger Franz Caslavsky. 
 
An Beiträgen  haben wir laut der ausgelegten 
Liste in den Jahren 2004 bis 2006 26.903 EUR 
erhalten, davon allein von der deutschen Ver-
folgtenorganisation VVN-BdA 13.218 EUR. 
Wir wollen hier niemanden vorführen, aber jede 
Delegierte und jeder Delegierte kann in der Lis-
te selbst ersehen, ob seine Organisation Bei-
träge entrichtet hat oder nicht. 
Spenden  haben wir lediglich 470 EUR erhalten, 
davon alleine von Charles Desirat 400 EUR. 
Weil wir nur gelegentlich und nur zu bestimmten 
Anlässen Zuwendungen von Stiftungen, Regie-
rungen und anderen Organisationen erhalten, 
müssen wir bei Konferenzen die Teilnehmer bit-
ten, einen Teil der Kosten selbst zu tragen. 
Für die Tagung „60 + 1 Jahr –Faschismus in 
Europa-“ im Mai 2006 in Brüssel haben wir 
3.680 EUR Teilnehmerbeiträge  eingenommen. 
Für die Internationalität und der Tatsache, dass 
unter den Delegierten Zeitzeugen waren, haben 
wir für den XIII. FIR - Kongress in Berlin von der 
deutschen Zwangsarbeiterstiftung „Erinnern, 
Verantwortung und Zukunft“ 6.500 EUR Zu-
schuss  erhalten.  
Soweit zu den Einnahmen. 
 
Die Ausgaben , die wir hatten, beweisen, dass 
wir mit dem eingenommenen Geld verantwor-
tungsvoll umgegangen sind. 
Eine Organisation kann durch Inaktivität in A-
gonie verfallen, oder durch Aktivitäten im Rah-
men der politischen und finanziellen Möglichkei-
ten, Aufgaben nachkommen und Zielen näher 
kommen, die unseren Intentionen entsprechen. 
 
Um unsere Mitgliedsverbände, also Euch auf 
dem Laufenden zu halten, bringen wir unsere 
News als Bulletin  heraus. Unser Generalsekre-

tär bringt gerne auch wichtige Nachrichte aus 
den Verbänden unter, sofern sie ihm vorliegen. 
Für Druck und Versand dieser Bulletins haben 
wir immerhin 1.900 EUR ausgegeben. 
Der XIII. FIR - Kongress in Berlin kostete uns 
insgesamt 10.400 EUR.  
Dagegen rechnen muss man den Zuschuss von 
6.500 EUR, so dass wir nur 3.900 EUR zu 
erbringen hatten. 
Die bereits oben erwähnte Konferenz in Brüssel 
kostete infolge guter Beziehungen unseres Prä-
sidenten nur 4.540 EUR. 
Durch die Teilnehmerbeiträge in der dargeleg-
ten Höhe mussten aber weniger als 860 EUR 
aufgebracht werden. Unser Mitveranstalter, die 
Fraktion im EP, die „GUE-NGL“ kam für die 
Reise- und Hotelkosten sowie für die Raum- 
und Dolmetscherkosten auf. 
 
Die Sitzungen des von Euch gewählten Exeku-
tivausschusses fanden in Berlin, Budapest, 
Prag, Brüssel, Moskau und Athen statt. Die 
meisten im Zusammenhang mit anderen Anläs-
sen, um die Kosten zu begrenzen. Dennoch 
kam ein Betrag von 6.975 EUR zusammen. 
Außerhalb der Sitzungen entstanden durch die 
Mitglieder des Exekutivausschusses und durch 
unseren Generalsekretär Reisekosten in Höhe 
von 2.510 EUR. 
Damit alle diese Arbeit verrichtet werden kann, 
bedarf es eines organisatorischen Aufwandes. 
Porto, Telefon, Kopien, Papier, Kuverts usw. 
bekommt man leider nicht geschenkt, deshalb 
entstanden auch hier Kosten in Höhe von 1.040 
EUR. Unbezahlbar ist ohnehin der gesamte pri-
vate Aufwand jedes einzelnen Mitgliedes des 
Exekutivausschusses bzw. der Büros, in denen 
wir tätig sind. 
 
Der letzte Posten in dieser Aufstellung in Höhe 
von 765 EUR bezieht sich hauptsächlich auf 
Werbung und Präsentation. Darin enthalten 
sind die Kosten für unsere Internet-
Präsentation. 
 
Weil keine Bank der Welt bereit ist, unsere 
Bankgeschäfte zu sponsern, entstehen viertel-
jährliche Kosten, die sich in diesen 3 Jahren auf 
immerhin 251 EUR  summieren. 
 
Aus all den Zahlen sprechen je nach Blickwin-
kel viele oder wenige Aktivitäten. Sie zu bewer-
ten ist eine politische Diskussion. Meine Zahlen 
sind Buchungsergebnisse, die ich gerne belege. 
 
Leider ist die in Berlin gewählte Revisionskom-
mission nicht mehr komplett. 
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Ernst Mehlis  ist im hohen Alter von 97 Jahren 
verstorben. Der Hamburger Kamerad Peter 
Badekow  wohnt jetzt in Dänemark. 
Der einzig Verbliebene ist Uwe Doering . Er ist 
Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion 
„Die Linke“ im Landesparlament des Stadtstaa-

tes Berlin und ist seit seinen Sommerferien nur 
damit beschäftigt. 
Er ist gerne bereit, seiner Arbeit nachzukom-
men und dem Protokoll dieser Konferenz einen 
schriftlichen Revisionsbericht beizufügen. 
 
Heinz Siefritz, Kassierer 

 
Entschließungen 

 
Politische Erklärung  

 
Im 62. Jahr nach dem militärischen Sieg über den Faschismus in Deutschland und Europa stehen wir 
vor einer widersprüchlichen Entwicklung.  
 
Wir sehen positive Tendenzen,  

·  dass die Kräfte an Einfluss gewinnen, die dafür eintreten, dass politische Konflikte nicht allein 
innerhalb Europas zunehmend mit friedlichen Mitteln gelöst werden,  

·  dass es politisch breite Volksbewegungen für Demokratie und Freiheit, gegen Rassismus und 
Neofaschismus gibt,  

·  dass die Kritik an den unsozialen Folgen der Globalisierung breite Teile der Bevölkerung er-
reicht und viele Ausdrucksformen friedlichen Protests gefunden hat.  

Wir sehen aber auch Gefahren darin,  
·  dass verschiedene Regierungen in Europa statt eine Ausweitung von Bürger- und Freiheitsrech-

ten zu ermöglichen, auf eine „Festung Europa“ und die Ausweitung ihrer militärischen Rolle in 
der Welt orientieren.  

·  Wir erleben die zunehmenden Versuche der amerikanischen Regierung eine militärisch und po-
litisch hegemoniale Politik in allen Teilen der Welt durchzusetzen.  

·  Insbesondere bezogen für die serbische Provinz Kosovo und Metohia sehen wir die Gefahr der 
Abtrennung zu Lasten der serbischen Bevölkerung. Eine Lösung kann nur im Dialog und mit 
Beschluss des UN-Sicherheitsrates gefunden werden. 

·  Nicht allein in Europa sollen durch entsprechende Regelungen die Freiheit der ökonomischen 
Beziehungen Vorrang vor den sozialen Rechten der Menschen haben. Menschen werden sozial 
ausgegrenzt und damit wird der Nährboden für extrem rechten Populismus und Xenophobie ge-
legt.  

·  Trotz des Scheiterns der neoliberalen „Verfassung“ durch den Widerstand der Menschen be-
mühen sich konservative Politiker mit Totalitarismus-Thesen und Antikommunismus weiterhin 
die politischen Weichen nach rechts zu stellen.  

·  Und die Erinnerung an die Leistungen des antifaschistischen Kampfes der Völker und Armeen 
wird in verschiedenen Ländern Europas mit Füßen getreten. Ein sichtbares Zeichen dafür war 
die Zerstörung des Monuments zur Erinnerung an die sowjetischen Befreier im Zentrum der 
Stadt Tallinn. Aber auch in anderen Teilen Europas werden antifaschistische Gedenkorte ganz 
praktisch oder ideologisch angegriffen. Solche Übergriffe werden aus Griechenland, Kroatien, 
Serbien, der Ukraine und anderen Ländern berichtet. Antifaschistische Denkmäler, Gedenkorte 
und Gedenkstätten sind unter den Schutz des internationalen Rechtes zu stellen. 

·  Ein großes Problem sind Holocaust-Leugnung und alle Versuche der Verfälschungen der Ge-
schichte des antifaschistischen Kampfes. Neofaschistische Kräfte betreiben eine Rehabilitierung 
der SS-Verbrecher und eine Umdeutung der Geschichte. Auch manche staatlichen Stellen 
beteiligen sich an solchen Umschreibungen von Geschichte, indem die Täter zu „Freiheitshel-
den“ gemacht werden und der Widerstandskampf kriminalisiert wird.  

 
Ein solches Europa, eine solche Welt entspricht nicht den Zielen, denen wir uns in der Tradition des 
Antifaschismus verpflichtet fühlen.  
„Schaffung einer neuen Welt des Friedens und der Freiheit“ bedeutet für uns,  

·  die Errichtung demokratischer und sozial gerechter gesellschaftlicher Verhältnisse, in der alle 
Menschen ausreichende Versorgung und Anteil an den Reichtümern der Gesellschaft haben, 
die Absicherung der Beschäftigungsmöglichkeiten bei gerechter Entlohnung und die Gewährung 
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von Chancen zur gesellschaftlichen Teilhabe für alle dort lebenden Menschen unabhängig von 
Nationalität, Geschlecht oder Religion,  

·  die Anerkennung der Leistungen der Völker bei der Befreiung vom Faschismus und die Weiter-
gabe dieses Wissens an die heutigen Generationen. Dazu gehört insbesondere auch die Aner-
kennung der sozialen Rechte der Verfolgten und Kämpfer gegen den Faschismus in den ver-
schiedenen Abteilungen der Antihitlerkoalition.  

·  den Schutz aller Menschen gegen Rassismus, Antisemitismus und Xenophobie. Alle Bestre-
bungen, Gruppen und Parteien, die neofaschistische und rassistische Positionen vertreten, 
müssen geächtet und verboten werden.  

Grundsätzlich heißt das auch, dass militärische Optionen in der Außenpolitik gegen die Lebensinteres-
sen aller Menschen gerichtet sind. Die FIR als „Botschafter des Friedens der Vereinten Nationen“ wirkt 
immer wieder für nicht-militärische Konfliktlösungen. Besonders die Verschärfung der Spannungen 
durch die Pläne der amerikanischen Regierung zur Stationierung von Überwachungs- und Antiraketen-
systemen in Polen und der Tschechischen Republik widersprechen allen Ansätzen einer friedlichen 
Außenpolitik. 
 
In diesem Sinne treten wir auch 62 Jahre nach der Befreiung von Faschismus und Krieg ein für die 
Vernichtung des Nazismus mit seinen Wurzeln und Schaffung einer neuen Welt des Friedens und der 
Freiheit. 
 
 

Gegen die Visa- Verweigerung für Delegierte  
 
Der XIV Kongress der FIR ist darüber entrüstet, dass Veteranen des antifaschistischen Kampfes aus 
Albanien und der ehemaligen jugoslawischen Republik Makedonien kein Visum für die Teilnahme am 
Kongress erhielten. Während von einem „Europa ohne Grenzen“ gesprochen wird, zeigt dies die Reali-
tät. Das ist ein falsches politisches Signal.  
Wir treten ein für ein einiges Europa, das auf den Traditionen des antifaschistischen Kampfes basiert 
und soziale Rechte und Freiheiten für alle Menschen fördert.  
 
 

Erklärung der FIR an die Abgeordneten des Europäisc hen Parlaments 
 
Die Internationale Föderation der Widerstandskämpfer (FIR) – Bund der Antifaschisten, die Dachverei-
nigung von Organisationen ehemaliger Widerstandskämpfer, Partisanen, Angehörigen der Anti-Hitler-
Koalition, Verfolgten des Naziregimes und Antifaschisten heutiger Generationen aus über zwanzig 
Ländern Europas und Israels, wendet sich von ihrem XIV. Kongress vom Oktober 2007 in Athen an alle 
demokratischen Fraktionen im Europäischen Parlament und ruft sie auf, gegen Neofaschismus, Ras-
sismus, Antisemitismus und Xenophobie mit gutem Beispiel voranzugehen und antifaschistische Initia-
tiven und Handlungsangebote zu unterstützen.  
 
Wir rufen darüber hinaus das Europäische Parlament auf, die gesetzlichen Grundlagen dafür zu schaf-
fen, dass extrem rechte Gruppen im Europaparlament nicht weiterhin durch Steuergelder europäischer 
Bürger unterstützt werden und dass die Aktivitäten solcher Gruppen unmittelbar gestoppt werden.  
 
 

Beschluss zur Zypern-Frage 
 
Der 14. Kongress der Internationalen Föderation der Widerstandskämpfer (FIR), der vom 19./20. Okto-
ber in Athen stattfand,  
- unterstreicht, dass der Respekt vor den Prinzipien der Charta der Vereinten Nationen, der Menschen-
rechtsdeklaration und den grundlegenden Rechten die einzige Basis für die Bewahrung des Friedens 
international und der Sicherheit in aller Welt darstellt. 
- bedauert die Tatsache, dass die internationale Gemeinschaft lokale Konflikte erleben muss, zu denen 
auch ausländische Interventionen gehören, in denen die obengenannten Prinzipien deutlich verletzt 
werden und die Entscheidungen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen nicht umgesetzt werden. 
- ruft die Mitgliedsorganisationen der FIR auf, die Regierungen ihrer Länder zu drängen, die Bewälti-
gung lokaler Konflikte oder ungelöster, dauerhafter Probleme – unter ihnen das Zypern – Problem – un-
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ter Berücksichtigung der Durchsetzung der Entscheidungen des Sicherheitsrates der Vereinten Natio-
nen für friedliche Konfliktlösungen basierend auf dem Respekt des Völkerrechts und dem Vorrang der 
Menschenrechte und grundlegenden Rechten effizient zu unterstützen.  
- Fordert das Sekretariat des Exekutivausschusses der FIR auf, die Vereinten Nationen zu ermuntern, 
Druck auf die Opponenten auszuüben, dass ihre Entscheidung der einzige Weg für eine friedliche Lö-
sung darstelle. 
- in Sorge über die Kontinuität der Zypern Krise, die die internationale Sicherheit gefährdet, und über 
die Tatsache, dass die Entscheidungen der Vereinten Nationen zu Zypern bislang nicht umgesetzt 
wurden und über den wenig erfolgreichen Verlauf der bisherigen Verhandlungen, berücksichtigend die 
Notwendigkeit der Lösung des Zypern-Problems ohne weitere Verzögerung mit friedlichen Mitteln, for-
dert die dringliche Wiederaufnahme der Verhandlungen in einer substantiellen und effizienten Form im 
Rahmen der Vereinten Nationen und der Europäischen Union, um so schnell wie möglich zu einer 
grundsätzlich akzeptablen Vereinbarung – basierend auf den fundamentalen und legalen Rechten aller 
Einwohner – zu kommen.  
 
 

Finanzordnung der FIR 
 
In Ergänzung der Satzung der FIR wird vom Kongress folgende Beitragsordnung beschlossen. 
1. Jeder Verband begründet seine Mitgliedschaft in der FIR auch durch die Abführung eines jährlichen 

zu leistenden und bis spätestens zum 30. Juni zu bezahlenden Beitrages. 
Aus den Beiträgen finanziert die FIR ihre laufenden Geschäftskosten. 

2. Der FIR - Beitrag liegt im Rahmen der eigenen Satzung und der finanziellen Möglichkeiten, beträgt 
jedoch in der Regel 0,50 € pro Jahr und Mitglied. 
Der reguläre Mitgliedsbetrag beträgt 300 € pro Jahr . 

3. Die Zahl der Delegierten zu den Kongressen ist abhängig von der Höhe der tatsächlich geleisteten 
Beitragszahlung: 
Bei Entrichtung des Mindestbeitrages    150 € 1 Delegierte/r, 
Bei Entrichtung von Beiträgen ab    300 € 2 Delegierte, 
Bei Entrichtung von Beiträgen ab 1.000 € 3 Delegierte. 
In Einzelfällen kann beim Exekutivausschuss eine Abweichung von dieser Regel beantragt werden. 

4. Für die Kosten der Delegierten zu den Kongressen kommen die entsendenden Verbände auf. 
Auf Antrag kann der Exekutivausschuss in Einzelfällen und im Rahmen der eigenen finanziellen 
Möglichkeiten die Unterstützung eines Verbandes zur Entsendung dessen Delegierten beschließen. 

5. Die satzungsgemäße Verwendung der gesamten Finanzmittel wird jährlich, insbesondere vor den 
Kongressen, durch eine vom Kongress zu wählende Finanzkommission geprüft. Nach jeder Prü-
fung wird dem Vorstand und dem Kongress ein Prüfbericht vorgelegt. 

 
 

Reaktionen auf den Kongress 
 
Unter der Überschrift:  

Gegen Geschichtsfälschung 
berichtete die Zeitung „junge Welt“ 
 
Die FIR habe sich stets bemüht, in ihren Veröf-
fentlichungen »politische Klarheit unter Berück-
sichtigung der unterschiedlichen politischen 
Ausrichtungen der Mitgliedsverbände« herzu-
stellen, erklärte FIR - Generalsekretär Ulrich 
Schneider von der Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes (VVN-BdA) aus der BRD in 
seinem Eingangsreferat zum Kongress. Die 
Breite des Bündnisses mit den unterschiedli-
chen Zugängen zum antifaschistischen Kampf 
spiegelte sich auch in Athen wider. So richteten 
sich die Beiträge der gastgebenden griechi-
schen Kommunisten, aber auch der Gastredner 

von Weltgewerkschaftsbund, Weltbund der 
Demokratischen Jugend und des Internationa-
len Komitees für Frieden und Entspannung vor 
allem gegen imperialistische Kriegsgefahr und 
zunehmende Ausbeutung und Entrechtung im 
Kapitalismus.  
 
In seinem Referat zum 20. Jahrestag der Er-
nennung zur UNO-Botschafterin erinnerte Pro-
fessor Ilja Kremer an die einflussreiche Rolle, 
die die FIR damals beispielsweise in Abrüs-
tungsverhandlungen spielte. Mehr als 200 Or-
ganisationen gehörten der Organisation an, als 
Kremer deren internationale Büros in Wien als 
hauptamtlicher Sekretär leitete. Doch die Zeiten 
vor zwei Jahrzehnten, als aktiver Antifaschis-
mus vielerorts noch staatlich unterstützt wurde, 
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sind lange vorbei. Der zum Festakt angefragte 
UNO-Vertreter jedenfalls versuchte, sich mit ei-
ner Fünf-Zeilen-Botschaft für sein Nichterschei-
nen zu entschuldigen. 
 
Einig waren sich die Antifaschisten in Athen a-
ber, dass angesichts zahlreicher Kriege und ei-
nes Wiedererstarkens faschistischer Organisa-
tionen in vielen Ländern der Welt das Motto der 
FIR »Nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg« 
aktueller denn je ist. Hauptaufgabe der FIR, in 
deren Reihen neben den noch lebenden Wider-
standskämpfern mehr und mehr Menschen der 
nachfolgenden Generationen zu finden sind, 
bleibt denn auch die Bekämpfung faschistischer 
Tendenzen, wo immer sie auftauchen. Hier soll 
besonders gegen Rassismus als Vorreiter und 
Bestandteil faschistischer Ideologie vorgegan-
gen werden.  

 
Weitere Berichte  erschienen in der griechi-
schen Tageszeitung Rizospastis und über die 
ungarische Nachrichtenagentur „Magyar Tavira-
ti Iroda“.  
 
Auch viele Mitgliedsverbände haben in ihren 
Verbandszeitschriften  und Publikationen über 
den Kongress und die dort gefassten Beschlüs-
se berichtet. Bisher liegen uns die Berichte aus 
Belgien, Deutschland, Griechenland, Israel, 
Portugal und Russland vor. In allen Beiträgen 
wird deutlich, welch positiven Eindruck diese 
Konferenz auch bei den Mitgliedsverbänden 
und den Delegierten hinterlassen hat. Damit hat 
der Kongress auch die öffentliche Aufmerksam-
keit gefunden, die die Arbeit der FIR und der 
Kongress selber verdient haben.   
 

 
Reaktionen auf die Beschlüsse 

 
Antwort der Europäischen Union auf 

Protest wegen Visa-Verweigerung 
 
In einem Antwortschreiben der Europäischen 
Kommission vom 30. November 2007 heißt es 
dazu: "Die Europäische Kommission und die 
EU Mitgliedsstaaten unternehmen Anstrengun-
gen, um die Vergabe von Visa für Reisen in die 
Europäische Union zu erleichtern. Die EU hat 
mit Albanien, der ehemaligen Jugoslawischen 
Republik Mazedonien und anderen Balkanlän-
dern Visaerleichterungsabkommen abgeschlos-
sen. Diese Abkommen werden am 1. Januar 
2008 in Kraft treten." 
 
 
Antwort von Fraktionsvorsitzender Mar-
tin Schulz (PSE-Fraktion) auf den Appell 

an das europäische Parlament 
 
In einem umfangreichen Antwortschreiben im 
Namen der Fraktion der PSE betonte der Vor-
sitzende Martin Schulz die große Übereinstim-
mung mit der Haltung der FIR in dieser Frage.  
Wörtlich schreibt er:  
"Die sozialistische Fraktion im Europäischen 
Parlament teilt Ihre Bedenken und will dem 
wachsenden Rechtsextremismus auf verschie-
denen Ebenen Paroli bieten.  
Unsere Fraktion hatte deshalb bereits eine Ar-
beitsgruppe eingerichtet, um die Aktivitäten der 
Fraktion Identität, Tradition, Souveränität (ITS), 

die von rechtsextremen Abgeordneten im Euro-
päischen Parlament gegründet wurde, zu beo-
bachten und entgegenzuwirken. …  
Diese Fraktion hat mittlerweile, nachdem ihre 
rumänischen Mitglieder austraten, den Frakti-
onsstatus verloren und wurde aufgelöst.  
Die SPE-Fraktion hat diese Auflösung sehr be-
grüßt und wird alles in ihrer Macht stehende 
tun, um die Bedingungen für den Erhalt des 
Fraktionsstatus im Europäischen Parlament zu 
verschärfen und dadurch die Bildung einer neu-
en ITS oder ähnlichen Formation zu verhindern.  
 
Wir haben darüber hinaus einen Überblick über 
die rechtsextremen Parteien in Europa zusam-
mengestellt, um ein deutlicheres Bild der aktuel-
len Situation zu bekommen und um unsere 
Schwesterparteien in den betroffenen Ländern 
zu alarmieren. 
Auf Betreiben der SPE-Fraktion wird im Plenum 
eine Debatte zu den extremistischen Vorkomm-
nissen, die in Europa immer mehr um sich grei-
fen, stattfinden."  
 
 
 

Auch Mitglieder der Fraktion GUE/NGL  erklär-
ten anlässlich einer gemeinsamen Veranstal-
tung in Berlin, dass sie unseren Aufruf unter-
stützen und in ihre politische Arbeit einbezogen 
haben.  
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Nachrichten aus den Verbänden 
 

Erklärung des FNDIRP zum Gedenkstätten-Konzept der deutschen Regierung 
 
Am 14. Dezember hat der Verwaltungsrat des 
FNDIRP in einer Erklärung seine Sorge über 
das geplante Gedenkstätten-Konzept der Bun-
desregierung  ausgedrückt. Der Verwaltungsrat 
unterstützt darin die Kritik der Arbeitsgruppe der 
Direktoren und Leiter der KZ – Gedenkstätten in 
der BRD:  
 
" Einer der Faktoren, die der Erklärung der Ar-
beitsgruppe von KZ – Gedenkstätten in der 
BRD zugrunde liegt, ist das Bestreben der Au-
toren des staatlichen Gedenkstätten – Kon-
zepts, eine Gleichsetzung zwischen „zwei Dik-
taturen“ vorzunehmen, wobei sogar die Erinne-
rungen an Ereignisse betreffend den "Kommu-
nismus der DDR", die "Diktatur des SED" ge-
genüber dem Nazismus zu bevorzugen seien. 
Niemand kann den Mitgliedern der Arbeitsgrup-
pe vorwerfen, sie würden versuchen den Stali-
nismus freizusprechen. Aber sie erkennen in 
dieser Präsentation der Geschichte Bestrebun-
gen zur Verzerrung und lehnen besonders je-
den Versuch ab, eine Gleichwertigkeit zweier 

"Diktaturen" zu behaupten und das Thema mit 
einer "wenig klaren Sprache und Position ge-
genüber den historischen Tatsachen" zu be-
handeln.  
Ihre Stellungnahme zu diesem Punkt ist eindeu-
tig, ebenso ihr klares Bedauern, dass das staat-
liche Konzept nicht über den anti- nazistischen 
Widerstand, von den Massakern an den Sinti 
und Roma, an der Intelligenz-Schicht des Os-
tens oder an den sowjetischen Kriegsgefange-
nen spricht. ...  
Angesichts der aufgezeigten Kritikpunkte im 
Positionspapier der Arbeitsgruppe der Leiter der 
KZ-Gedenkstätten in der BRD hält es die 
FNDIRP, die im Namen der französischen und 
ausländischen Opfern des monströsen nazisti-
schen Regimes spricht, für unentbehrlich, dass 
diese Argumente von dem zuständigen parla-
mentarischen Ausschuss verstanden und so 
weit wie möglich berücksichtigt werden. " 
 

 
 

Gedenkstätte für die jüdischen Partisanen, Kämpfer im Untergrund und in den Ghettos 
gegen den Nazismus 

 
Fünfundsechzig Jahre sind seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges vergangen. Bis heute ist 
es uns nicht gelungen in irgendeiner israeli-
schen Stadt ein Mahnmal für die hunderttau-
send Juden, viele von ihnen namenlos, die ge-
gen ihre faschistischen Mörder kämpften und 
von denen die meisten in ihrem Widerstand und 
Kampf fielen, zu erreichten.  
Allmählich gibt es eine positive Veränderung in 
der Haltung der nationalen Institutionen und der 
Öffentlichkeit bezogen auf das Gedenken und 
die Erinnerung an den Holocaust. 
Die Organisation der Partisanen gestaltete ge-
meinsam mit dem Künstler Alexander Bogen, 
selbst Partisan und Kommandeur einer Einheit, 
ein Mahnmal, das in einem großen Stadtzent-
rum erreichbar für Besucher und nutzbar für 
Gedenkveranstaltungen errichtet werden soll.  
Die Kämpfer aus dem Untergrund und der 
Ghettos, Partisanen und Widerstandskämpfer 
gegen den Nazismus danken herzlich Noam 
Lanis, der in der dritten Generation in Israel 
lebt, der einen finanziellen Beitrag zur Errich-
tung des Mahnmals leistet und mit der Entste-
hung dieser bedeutenden initiative eng verbun-
den ist. Wir sind ihm sehr dankbar.  

Der angestrebte Termin zur Errichtung des 
Mahnmals – im Jahr 2008 – ist 70 Jahre nach 
dem Beginn der Eroberung Europas durch die 
Nazi-Wehrmacht.  
Das Mahnmal, das errichtet werden wird, ist ei-
ne sichtbare Demonstration des Gedenkens. 
Die inhaltlichen Erläuterungen des Erinnerns 
sind dokumentiert auf der Internet-Seite des 
Partisanenverbandes www.thepartizans.org, auf 
der man folgende Informationen finden kann:  
1. Ein Datenbank-Projekt zu den Kämpfern: De-
tails, Kurzbiographien und Fotografien der 
Kämpfer. 
2. Der jüdische Widerstand während des Holo-
caust: Ereignisse und Personen des Wider-
stands, Bibliographien, Landkarten und Illustra-
tionen.  
3. Das Organisationsarchiv: Bibliothek und Do-
kumentationszentrum. 
Dieses genannt Projekt wird durch die Claims 
Conference unterstützt.  
 
 
Shub Barauch, Vorsitzender 
Organization of Partisans, Underground and ghetto 
Fighters 
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Antifaschistische Erfolge – 175.000 Mal „NoNPD“ 
 
Im November 2007 konnte die Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifa-
schistinnen und Antifaschisten (VVN - BdA) ihre 
politische Kampagne zum Verbot der neofa-
schistischen NPD mit einem großartigen Er-
gebnis abschließen. Über 175.000 Unterschrif-
ten wurden gesammelt. Auf der Liste finden 
sich prominente Gewerkschafter, bekannte 
Schriftsteller, Künstler und Musiker, Vertreter 
der evangelischen und katholischen Kirche, Po-
litiker verschiedener Parteien, Schauspieler, 
Repräsentanten zivilgesellschaftlicher Organi-

sationen. Überraschend war, dass die Unter-
schriften nicht nur aus den Städten, in denen 
politische Strukturen vorhanden sind, sondern 
auch aus Dörfern und ländlichen Regionen ka-
men.  
Nach einem unwürdigen Gezerre mit dem Bun-
destagspräsidenten konnten die Unterschriften 
den Abgeordneten von drei Fraktionen (SPD, 
Bündnis 90/ Grüne, LINKE) direkt übergeben 
werden.  
 

 
 

Komitee “Heester raus!” protestiert gegen Auftritt des Nazikünstlers 
 
Auf Initiative der AFVN/Bond van Anti Fascisten 
(Niederlande) ist ein Komitee zum Protest den 
geplanten Auftritt des Nazi-Künstlers Johannes 
Heesters gegründet worden. Dieser Auftritt fin-
det am 16. Februar in Amersfoort statt. Es wird 
sehr wohl bekannt, dass in Amersfoort ein Nazi 
Konzentrationslager war. Die Gründung dieses 
Ausschusses hat große Unterstützung und 
Sympathie aus dem Land und aus Deutschland 
erfahren.  
Repräsentanten der jüdischen Gemeinschaft, 
von Roma und Sinti, von Widerstandskämpfern, 
das Niederländische Institut für Kriegsdokumen-
tation (NIOD), Lagergemeinschaften wie von 
Dachau haben ihre Solidarität mit dem Komitee 
erklärt. Auch die lokalen, regionalen und natio-
nalen Medien zeigen großes Interesse.  
Im Amersfoorter Stadtrat hat ein Komiteespre-
cher die Angelegenheit vorgetragen. Er argu-
mentierte, dass extreme Rechte vermutlich die-
se Aufführung als Begründung nutzen werden, 
um in den Straßen aufzumarschieren. Aus Si-
cherheitsgründen wäre es folglich besser, diese 
Veranstaltung zu annullieren. Mittlerweile hat 
der Bürgermeister versprochen, dem Komitee 
eine Demonstrationsgenehmigung zu geben 
und sie nicht den Neonazis zu geben.  
Falls die Veranstaltung stattfindet, wird das 
Komitee eine Demonstration mit einem Chor 
organisieren, der am 16. Februar Partisanenlie-

der außerhalb des Theatergebäudes singt. Die 
Leitung des Theaters hat beschlossen, Hees-
ters zu verteidigen. Der Präsident sagte, dass 
er alles tun werde, eine mögliche Behinderung 
der Veranstaltung zu verhindern. Folglich wer-
den Leute, die Karten gekauft haben, aussor-
tiert, was eine ernste Verletzung des Rechts der 
Privatsphäre ist. Am ersten Tag des Kartenver-
kaufs am 15. Dezember 2007 gab es einige 
Proteste, unter ihnen die 87-jährige AFVN - 
Präsidentin Celine van Der Hoek, Auschwitz-
Überlebender. Sie sagte: "Ich zeige nicht mein 
Ausweis für Heesters!"  
Dass Heesters Veranstaltung in Dachau durch-
geführt hat, um die Naziverbrecher zu unterhal-
ten, dass er ein persönlicher Freund von Hitler 
war und dass er im Kulturbereich ein Symbol 
der `Normalisierung' des Faschismus ist, alle 
diese Tatsachen werden vom Theater geleug-
net. Das Komitee „Heesters raus!“ und mit ihm 
alle sympathisierenden und unterstützenden 
Organisationen werden alles unternehmen, die-
se unverschämte und für die Überlebenden 
schmerzliche Vorführung zu verhindern. Ob 6, 
60 oder 100 Jahre später, wir werden nie ver-
gessen! 
 
Annabell Schouten,  
AFVN- Bond van Anti Fascisten 

 
 

Wenn aus Nazis Freiheitskämpfer werden 
Geschichtsrevisionismus in Europa verharmlost Natio nalsozialismus und schürt Anti-

kommunismus 
 
Neofaschismus, Antikommunismus und die 
Verharmlosung des Nationalsozialismus sind in 
Europa weiter auf dem Vormarsch. Im Berliner 
Europahaus diskutierten im November 2007 auf 
Einladung von Sahra Wagenknecht (GUE/NGL) 

Vertreter aus Estland, Tschechien und Deutsch-
land über das Erstarken rechter Bewegungen 
und Geschichtsrevisionismus.  
Stoßen in Deutschland Versuche, die Geschich-
te umzuschreiben, zumeist noch auf öffentliche 
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Kritik, ist die Entwicklung in osteuropäischen 
Ländern weitaus erschreckender. Igor Iwanow, 
Vorsitzender der russischen Jugendorganisati-
on Siin in Estland, berichtete von einer umfas-
senden Umdeutung der Geschichte in der ehe-
maligen Sowjetrepublik. Aus estnischen Natio-
nalsozialisten und Kollaborateuren wurden 
»Kämpfer für die Unabhängigkeit« Estlands.  
Der Geschichtsrevisionismus in Estland geht 
Hand in Hand mit einem ausgeprägten Anti-
kommunismus und der Unterdrückung der rus-
sischen Minderheit im Land. »In Estland wird 
unterschieden zwischen ›Bürgern‹ und ›Nicht-
Bürgern‹. Diese ›Nicht-Esten‹ sind Menschen 
ohne Staatsangehörigkeit, darunter etwa 100 
000 Russen«, erzählt Malle Salupere, stellver-
tretende Vorsitzende der Estnischen Linkspar-
tei. Die Staatenlosen dürften in keine Partei, 
sich nicht wählen lassen und nur bei Kommu-
nalwahlen ihre Stimme abgeben. 
Repressionen gegenüber der russischen Bevöl-
kerung und Geschichtsrevisionismus manifes-
tieren sich in Estland symbolhaft an der Bron-
zestatue eines Sowjetsoldaten, dem Denkmal 
für die Befreier Tallinns, das im vergangenen 
April trotz russischer Proteste aus der Innen-
stadt entfernt wurde. »Die Russen in Estland 
werden von den rechten Parteien und Medien 
kollektiv als Okkupanten bezeichnet und für die 
Zeit der sowjetischen Herrschaft bestraft«, sagt 
Iwanow. Es herrsche eine regelrechte »Rus-

sophobie«. Die Verdienste der Sowjetsoldaten 
bei der Befreiung Estlands von Hitlers Besat-
zern hingegen würden völlig ausgeblendet. »In 
der Öffentlichkeit wird die Meinung vertreten, 
dass Stalin schlimmer war als Hitler«, so Salu-
pere. 
Auch in der Tschechischen Republik erstarkt 
der Faschismus zusehends. Ein Zug von Nazis 
am Jahrestag der Pogromnacht durch das e-
hemalige jüdische Viertel Prags, die Josefs-
stadt, wurde von Polizei und Gegendemonst-
ranten zwar verhindert. Doch beklagt der tsche-
chische Publizist Emil Hruška, dass nicht der 
Aufmarsch zu einer öffentlichen Debatte führte, 
sondern dessen Verbot und die Frage nach den 
»politischen Rechten der Nazis im Rechts-
staat«. Weiterhin seien auch die revisionisti-
schen Bestrebungen der Sudetendeutschen 
und deren gemeinsames Vorgehen mit ungari-
schen Nationalisten gegen die Beneš - Dekrete 
problematisch.  
Ulrich Schneider, Generalsekretär der Internati-
onalen Föderation der Widerstandskämpfer 
(FIR), stellt eine verstärkte Vernetzung von 
»Vertriebenen« in Europa fest. Internationalisie-
rung des Widerstands sieht er aber auch als 
möglichen Weg, effizienter gegen Geschichts-
fälschung und Faschismus vorzugehen. Fron-
ten, an denen es zu kämpfen gilt, dies wurde 
klar, gibt es in ganz Europa mehr als genug.  

 
 

Agentur der Europäischen Union für Grundrechte 
 
Ende 2007 erhielt unsere Organisation den Jah-
resbericht über "Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit in den Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union" - herausgegeben von der Agentur der Eu-
ropäischen Union für Grundrechte in Wien. Auf-
gelistet sind in diesem Statusbericht Ereignisse 
und Entwicklungen des Jahres 2006. Der Bericht 
enthält Informationen über die gesetzliche Lage, 
die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt und be-
zogen auf Wohnungsversorgung und Bildung, 
sowie zu rassistischer Gewalt und Verbrechen. 

Sie sind das Ergebnis einer kontinuierlichen 
Sammlung von Informationen aus 27 "National 
Focal Points", nationalen Partnereinrichtungen.  
In dem Begleitschreiben an die FIR heißt es: 
"Wir in der Agentur für Grundrechte haben große 
Hoffnungen auf die Kooperation mit Ihnen in der 
Zukunft, so dass wir gemeinsam eine Gesell-
schaft der Integration schaffen können auf der 
Basis des Respekts vor und basierend auf den 
Grundrechten."  
 

 
 

Erfolgreicher Kongress der griechischen Widerstands kämpfer 
 
Im November 2007 fand in Athen der 11. Kon-
gress der PEAEA statt. 220 Delegierte aus 75 
Kreisen und Regionen debattierten über die poli-
tischen Aufgaben der antifaschistischen Arbeit. 
Zahlreiche Gäste politischer Parteien und Mas-
senorganisationen, Abgeordnete des Parlaments 
und internationaler Organisationen unterstrichen 
die große Bedeutung, die den griechischen Anti-
faschisten im Land darüber hinaus zukommt. Für 

die FIR überbrachte ihr Vizepräsident Vilmos 
Hanti die Kampfesgrüße der antifaschistischen 
Bewegung.  
Der Kongress verabschiedete mehrere politische 
Erklärungen zu nationalen und internationalen 
Fragen und wählte zum Abschluss Christos 
Tsintzilonis zum neuen Präsidenten der Organi-
sation. Im neugewählten Präsidium sind auch 
Vertreter der jungen Generationen.  
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Impressionen vom 14. Kongress der FIR in Athen 
 

 
Die Mitglieder des Tagungspräsidiums auf dem FIR – Kongress (von rechts: Georgi Moraitis, Janos 

Nagy, Vilmos Hanti, Michel Vanderborght, General Anatoli Bogdanow, Dr. Ulrich Schneider) 
 

 

 
 
 
 
 
 
Bevor Prof. Dr. Ilja Kremer, der langjährige 
Sekretär der FIR, über die bedeutende Rolle 
der FIR in der Friedensbewegung sprach, 
präsentierte Generalsekretär Dr. Ulrich 
Schneider das Dokument, mit dem die Ver-
einten Nationen vor 20 Jahren die FIR zum 
„Botschafter des Friedens“ ernannten. 
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